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1.  Verbraucherschützende Änderungen 
im Darlehensrecht

Die Rechte von Verbrauchern werden beim Abschluss von Darlehens-
verträgen und bei der vorzeitigen Rückzahlung von Krediten besser 
gestärkt. Eine entsprechende Änderung des Verbraucherdarlehens-
rechts ist zum 15.6.2021 in Kraft getreten. Nachfolgend sollen die 
wichtigsten Änderungen aufgezeigt werden:

» Vorzeitige Erfüllung von Darlehensverbindlichkeiten: Soweit 
Verbraucher ihre Darlehensverbindlichkeiten vorzeitig erfüllen, 
haben sie künftig ein Recht auf Ermäßigung aller – laufzeit-
abhängiger und laufzeitunabhängiger – Kosten des Darlehens, 
entsprechend der verbleibenden Laufzeit des Vertrages. Die 
Regelung gilt sowohl für Allgemein- als auch für Immobiliar-
Verbraucherdarlehensverträge.

» Kündigung eines Verbraucherdarlehens: Die Rechtslage bei ei-
ner ordentlichen Kündigung eines Verbraucherdarlehens durch 
den Darlehensnehmer oder -geber bleibt dagegen unverändert. 
Das heißt, in diesem Fall sind nach wie vor nur die laufzeitab-

hängigen Kosten neben den vereinbarten Zinsen anteilig für die 
Zeit nach der Fälligkeit zu mindern.

» Widerrufsinformation: Das gesetzliche Muster für die Wider-
rufsinformation in Allgemein-Verbraucherdarlehensverträgen 
wurde angepasst und um alle erforderlichen Pfl ichtangaben 
ergänzt, ohne auf gesetzliche Bestimmungen zu verweisen. 
Verbraucher haben, wenn sie einen Darlehensvertrag abschlie-
ßen, ein 14-tägiges Widerrufsrecht. Kreditgeber müssen in der 
Widerrufsinformation des Vertrags alle Modalitäten, die für die 
Berechnung der Widerrufsfrist notwendig sind, angeben. Ver-
braucher sollen so alle notwendigen Informationen von ihrem 
Kreditinstitut erhalten, ohne in das Gesetz schauen zu müssen, 
um herauszufi nden, wann ihre Widerrufsfrist beginnt. 

2. Bundesrat billigt Gesetz für 
faire Verbraucherverträge

Der Bundesrat hat am 25.6.2021 ein Gesetz gebilligt, das die Position 
von Verbrauchern gegenüber Unternehmen beim Vertragsabschluss 
als auch bei den Vertragsinhalten verbessern soll. Dabei geht es z. B. 
um Verträge mit Fitnessstudios, Online-Partnerbörsen, Gas- und 
Stromlieferanten oder Zeitungs-Abos.

» Regeln für stillschweigende Vertragsverlängerungen: Verträ-
ge müssen nach Ablauf der Mindestlaufzeit monatlich kündbar 
sein. Eine stillschweigende Vertragsverlängerung ist künftig nur 
noch dann erlaubt, wenn sie auf unbestimmte Zeit erfolgt und 
eine Kündigung jederzeit mit Monatsfrist möglich ist. Die Kün-
digungsfrist, um eine automatische Verlängerung eines befri-
steten Vertrags zu verhindern, wird von derzeit drei auf einen 
Monat verkürzt.

» Kündigungsbutton: Verträge, die über eine Website abgeschlos-
sen wurden, sind künftig auch online kündbar  – über eine sog. 
Kündigungsschaltfl äche, die leicht zugänglich und gut sichtbar 
auf der Internetseite des Vertragspartners platziert sein muss.

» Bestätigungslösung für Energielieferverträge: Das Gesetz ent-
hält zudem weitere verbraucherschützende Maßnahmen, wie 
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die ausdrückliche Bestätigungspfl icht für Energielieferverträge 
sowie ein Verbot benachteiligender Abtretungsklauseln in den 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen – dies ist vor allem für Ver-
träge für Flugreisen relevant.

Das Gesetz tritt zu großen Teilen im Folgequartal nach der Verkün-
dung im Bundesgesetzblatt in Kraft. Die neuen Kündigungsregeln 
gelten allerdings erst nach einer mehrmonatigen Übergangsfrist und 
die Verpfl ichtung zum Kündigungsbutton zum 1.7.2022.

3. Mehr Schutz auf Online-Marktplätzen

Die Verbraucherinformation bei Online-Einkäufen wird verbessert. 
Betreiber von digitalen Marktplätzen wie Amazon oder eBay sind 
künftig verpfl ichtet, vor Vertragsschluss über wesentliche Umstände, 
die die Entscheidung des Kunden beeinfl ussen können, aufzuklären.

 » Erfasst werden Verträge über den Kauf von Waren, Dienstlei-
stungen (außer z. B. Verträge über Finanzdienstleistungen) und 
digitalen Produkten, die über einen Online-Marktplatz abge-
schlossen werden. Dabei ist es unerheblich, ob die Bestellung 
über das Internet, per E-Mail oder Telefon erfolgt.

 » Verbraucher müssen künftig etwa über die wesentlichen Kri-
terien und die Gewichtung für das Ranking von Suchergeb-
nissen zu Produkten informiert werden. Beispiele dafür sind die 
Anzahl der Aufrufe des Angebots, das Datum der Einstellung des 
Angebots, seine Bewertung oder die des Anbieters, die Anzahl 
der Verkäufe des Produkts oder die Nutzung der Dienstleistung 
(„Beliebtheit“), Provisionen oder Entgelte. Wenn ein Preis perso-
nalisiert berechnet wurde, ist darauf klar hinzuweisen.

 » Vergleichsportale müssen zudem darüber informieren, welche 
Anbieter bei der Erstellung des Vergleichs berücksichtigt wur-
den. Ticketbörsen werden verpfl ichtet, über den vom Veranstal-
ter festgelegten Originalpreis zu informieren.

 » Des Weiteren muss der Betreiber eines Online-Marktplatzes 
künftig über wirtschaftliche Verfl echtungen zwischen ihm und 
den dortigen Anbietern informieren. Ebenso muss er darüber in-
formieren, ob es sich beim Anbieter um einen Unternehmer oder 
Verbraucher handelt.

4. Neue Gewährleistungsrechte und neue 
Rechte beim Kauf digitaler Produkte

Die Nutzung digitaler Produkte wie Software, Apps und Streaming-
dienste ist aus dem Alltag nicht mehr wegzudenken. Mit einem 
neuen Gesetz erhalten die Verbraucher nun umfassende Gewährlei-
stungsrechte. Auch eine Update-Pfl icht für die Unternehmen wird 
eingeführt. Das Gesetz gilt ab dem 1.1.2022. Hier einige Kernpunkte: 

 » Verbraucher erhalten umfassende Gewährleistungsrechte für 
digitale Inhalte (z. B. Musik- und Videodateien, E-Books, Apps, 
Spiele und sonstige Software) und digitale Dienstleistungen 
(z. B. soziale Netzwerke, Cloud-Anwendungen und Cloud-Spei-
cherdienste). Die Regelungen gelten auch z. B. für Musik-CDs, 
DVDs usw. Ferner erhalten sie unabhängig von der Vertragsart 
Gewährleistungsrechte, wie bei Kauf-, Werk- oder Mietverträ-
gen (z. B. das Recht zur Nacherfüllung, zur Minderung und zur 
Vertragsbeendigung). Als Gewährleistungsfrist ist eine Mindest-
frist von 2 Jahren vorgesehen.

 » Diese Gewährleistungsrechte stehen Verbrauchern künftig auch 
bei solchen Verträgen zu, bei denen sie anstatt einer Zahlung 

personenbezogene Daten zur Verfügung stellen (sog. „Bezahlen 
mit Daten“).

 » Das Gewährleistungsrecht wird generell erweitert, indem die 
gesetzliche Vermutung, dass ein Mangel der Kaufsache bereits 
beim Kauf vorlag, nicht nur – wie bisher – 6 Monate, sondern 
ein ganzes Jahr gilt.

 » Anbietern von digitalen Produkten wird eine Update-Ver-
pfl ichtung auferlegt. Der Unternehmer schuldet auch die Be-
reitstellung von funktionserhaltenden Updates und Sicherheits-
Updates. Bei fortlaufenden Vertragsbeziehungen gilt diese 
Verpfl ichtung über die gesamte Vertragsdauer. Bei einmalig zu 
erfüllenden Verträgen wie Kaufverträgen gilt sie für einen Zeit-
raum, den ein Verbraucher vernünftigerweise erwarten kann.

 » Bei Rückgabe einer Kaufsache wegen eines Mangels genügt es 
künftig, dass der Verbraucher den Nachweis erbringt, dass er die 
Kaufsache zurückgesandt hat. Dieser kann durch Vorlage eines 
Einlieferungsbelegs der Post oder eines anderen Transportunter-
nehmens erfolgen. Außerdem hat in einem solchen Fall stets der 
Verkäufer die Kosten für die Rücksendung der Ware zu tragen.

5. Kündigung von Online-Verträgen 
auch per Brief

Nach einem Urteil des Landgerichts Hamburg vom 29.4.2021 dürfen 
Unternehmen ihren Kunden nicht vorschreiben, dass sie bei Online-
Verträgen ausschließlich auf elektronischem Weg kommunizieren 
dürfen. Es ist unzulässig, eine Kündigung oder einen Widerruf des 
Vertrags per Brief auszuschließen. Auch eine Entgeltklausel für die 
Nutzung des Postweges ist demnach unwirksam.

6. Gesetzlicher Mindestlohn für entsandte 
ausländische Pfl egekräfte

Nach Deutschland in einen Privathaushalt entsandte ausländische 
Betreuungskräfte haben Anspruch auf den gesetzlichen Mindest-
lohn für geleistete Arbeitsstunden. Dazu gehört auch Bereit-
schaftsdienst. Ein solcher kann darin bestehen, dass die Betreu-
ungskraft im Haushalt der zu betreuenden Person wohnen muss und 
grundsätzlich verpfl ichtet ist, zu allen Tag- und Nachtstunden bei 
Bedarf Arbeit zu leisten. Das entschied das Bundesarbeitsgericht mit 
Urteil vom 24.6.2021.

7. Kündigung wegen einer Corona-Quarantäne

Eine Kündigung durch den Arbeitgeber aufgrund einer behördlich 
angeordneten Quarantäne gegenüber einem Arbeitnehmer ist un-
wirksam.

In einem Fall aus der Praxis befand sich ein Arbeitnehmer auf te-
lefonische Anordnung des Gesundheitsamtes im Oktober 2020 in 
häuslicher Quarantäne. Hierüber informierte er seinen Arbeitgeber, 
einen kleinen Dachdeckerbetrieb. Der Arbeitgeber bezweifelte die 
Quarantäneanordnung und vermutete, der Arbeitnehmer wolle sich 
lediglich vor der Arbeitsleistung „drücken“. Er verlangte eine schrift-
liche Bestätigung des Gesundheitsamtes, die der Arbeitnehmer auch 
telefonisch einforderte. Als diese auch nach mehreren Tagen noch 
nicht vorlag, kündigte der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis.

Zwar fand das Kündigungsschutzgesetz keine Anwendung, sodass 
der Arbeitgeber grundsätzlich keinen Kündigungsgrund für die 
Rechtswirksamkeit einer fristgerechten Kündigung vor Gericht dar-



legen muss, das entscheidende Gericht sah die Kündigung jedoch als 
sitten- und treuwidrig an. Der Arbeitnehmer hatte sich lediglich an 
die behördliche Quarantäneanordnung gehalten. Erschwerend kam 
hinzu, dass der Arbeitgeber den Arbeitnehmer ausdrücklich aufge-
fordert hatte, entgegen der Quarantäneanweisung im Betrieb zu 
erscheinen.

8. COVID-19 – ggf. Arbeitsunfall 
oder Berufskrankheit

Grundsätzlich kann eine COVID-19-Erkrankung einen Versiche-
rungsfall der gesetzlichen Unfallversicherung darstellen. Nach-
folgend einmal aufgeführt die jeweiligen Voraussetzungen, ob die 
Erkrankung als Berufskrankheit oder als Arbeitsunfall zu werten ist.

Für die Meldung von Arbeitsunfällen bei dem jeweils zuständigen 
Versicherungsträger ist der Arbeitgeber verantwortlich. Handelt es 
sich dabei um besonders schwere oder gar tödliche Arbeits- oder 
Wegeunfälle, muss die Meldung sofort erfolgen. In anderen Fällen 
reicht sie, wenn der erkrankte Arbeitnehmer nach mindestens 3 Ta-
gen noch nicht wieder arbeitsfähig ist. Alle Ärzte (auch Betriebs-
ärzte) haben bei einem begründeten Verdacht auf eine Berufskrank-
heit eine Mitteilungspfl icht. Dies gilt sowohl für ambulant als auch 
für stationär tätige Ärzte. 

Covid-19 als Berufskrankheit:
Die betroffene Person
 » war in einem privilegierten Tätigkeitsbereich, insbesondere dem 

Gesundheitsdienst, der Wohlfahrtspfl ege oder in einem Labora-
torium tätig,

 » hatte Kontakt zu Corona-infi zierten Personen,

Bei der betroffenen Person
 » besteht oder bestand ein echtes Krankheitsbild, z. B. mit Fieber, 

Husten, Geschmacks- und/oder Geruchsverlust.
 » war ein durchgeführter SARS-CoV-2-Test positiv.

Covid-19 als Arbeitsunfall:
Für alle übrigen Versicherten, die nicht in einem der o. g. privile-
gierten Tätigkeitsbereiche beschäftigt sind, gelten die folgenden 
Voraussetzungen:

 » intensiver und länger andauernder berufl icher Kontakt mit einer 
nachweislich Corona-infi zierten Person (Indexperson),

 » es besteht oder bestand ein echtes Krankheitsbild, z. B. mit Fie-
ber, Husten, Geschmacks- und/oder Geruchsverlust,

 » ein durchgeführter SARS-CoV-2-Test war positiv.

Sofern sich keine konkrete Indexperson feststellen lässt, kann im 
Einzelfall auch ein nachweislich massives Infektionsgeschehen im 
Betrieb ausreichen, wie z. B. in fl eischverarbeitenden Betrieben, Kin-
dereinrichtungen oder Pfl egeheimen.

Anmerkung: Zum versicherten Personenkreis zählen auch Kita-Kin-
der, Schüler, Studenten, Patienten und Ehrenamtler. Auch sie können 
während ihrer versicherten Tätigkeit unter den o. g. Voraussetzun-
gen einen Corona-bedingten Arbeitsunfall erleiden.

9. Kündigungsschutz bei geteilter Elternzeit

Nach dem Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit kann jeder 
Elternteil seine Elternzeit auf 3 Zeitabschnitte verteilen. Eine Ver-
teilung auf weitere Zeitabschnitte ist nur mit der Zustimmung des 
Arbeitgebers möglich. Der Arbeitgeber darf das Arbeitsverhältnis 
ab dem Zeitpunkt, von dem an Elternzeit verlangt worden ist, nicht 
kündigen. Der Kündigungsschutz beginnt frühestens 8 Wochen vor 

Beginn einer Elternzeit bis zum vollendeten dritten Lebensjahr des 
Kindes und frühestens 14 Wochen vor Beginn einer Elternzeit zwi-
schen dem dritten Geburtstag und dem vollendeten achten Lebens-
jahr des Kindes.

Das Landesarbeitsgericht Mecklenburg-Vorpommern hat nun mit 
seinem Urteil vom 13.4.2021 entschieden, dass der Kündigungs-
schutz für jeden der Zeitabschnitte Anwendung fi ndet.

10. Androhung einer Krankschreibung 
rechtfertigt Kündigung

Die Pfl ichtwidrigkeit der Ankündigung einer Krankschreibung bei 
objektiv nicht bestehender Erkrankung im Zeitpunkt der Ankündi-
gung liegt in erster Linie darin, dass der Arbeitnehmer mit einer sol-
chen Erklärung zum Ausdruck bringt, dass er notfalls bereit ist, seine 
Rechte aus dem Entgeltfortzahlungsrecht zu missbrauchen, um sich 
einen unberechtigten Vorteil zu verschaffen. Durch die Pfl ichtverlet-
zung wird das Vertrauen des Arbeitgebers in die Redlichkeit und Lo-
yalität des Arbeitnehmers in schwerwiegender Weise beeinträchtigt, 
sodass in einer solchen Erklärung regelmäßig auch ohne voraus-
gehende Abmahnung ein die außerordentliche Kündigung an sich 
rechtfertigender verhaltensbedingter Grund zur Kündigung liegt.

Da der wichtige Grund zur Kündigung in der ausdrücklich oder kon-
kludent erklärten Bereitschaft des Arbeitnehmers zu sehen ist, sich 
die begehrte Freistellung notfalls durch eine in Wahrheit nicht vor-
liegende Arbeitsunfähigkeit zu verschaffen, kommt es nicht mehr 
darauf an, ob er später tatsächlich erkrankt oder nicht.

11. Arbeitszeiterfassung

Nach einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs aus dem Jahr 2019 
müssen die Mitgliedstaaten Arbeitgeber verpfl ichten, ein objektives, 
verlässliches und zugängliches System einzurichten, mit dem die von 
einem jeden Arbeitnehmer geleistete tägliche  Arbeitszeit gemessen 
werden kann. Eine nationale Regelung hat die Bundesregierung je-
doch noch nicht getroffen.

Die Gerichte legen die Entscheidung unterschiedlich aus. In einigen 
Entscheidungen wird das Urteil dahingehend verstanden, dass es 
unmittelbare Auswirkung auf den Arbeitgeber hat und dieser die Ar-
beitszeiten entsprechend erfassen muss. In anderen Entscheidungen 
sehen die Richter darin eher eine Handlungsempfehlung an den Ge-
setzgeber. Aufgrund dieser unterschiedlichen Sichtweisen kann es 
bei gerichtlichen Streitigkeiten, z. B. bei Überstundenvergütungen, 
zu hohen Gehalts- bzw. Lohnnachzahlungen kommen.

Anrmerkung: Vor diesem Hintergrund ist es für Arbeitgeber sinnvoll, 
sich über ein für das Unternehmen pragmatisches und geeignetes 
Zeiterfassungssystem Gedanken zu machen.

12. Übergangsfrist für höheren 
Verdienst bei Minijobbern

Für eine erneute Übergangszeit vom 1.6. – 31.10.2021 kann vorü-
bergehend ein viermaliges Überschreiten der monatlichen Verdienst-
grenze im Minijob möglich sein. Ein Mitarbeiter kann also in einzel-
nen Monaten mehr als 450 € verdienen.

Dieses gilt jedoch nur für Beschäftigungszeiträume ab Inkrafttreten 
der Übergangsregelung. Für davor liegende Zeiträume bleibt es bei 
der Möglichkeit des dreimaligen nicht vorhersehbaren Überschrei-
tens der Verdienstgrenze.



Basiszinssatz: seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = –0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = –0,73 %
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014):  Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: Juli = 110,1; Juni = 109,1; Mai = 108,7; April = 108,2; März =107,5; Februar = 107,0;  
2015 = 100   Januar = 106,3 

  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

  Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Verdient ein Minijobber nach dem 1.6.2021 in den Kalendermona-
ten Juni bis Oktober 2021 mehr als ursprünglich vorgesehen, ist zu 
prüfen, wie oft dies innerhalb des letzten Zeitjahres (12-Monats-
Zeitraum) geschehen ist. Der 12-Monats-Zeitraum endet immer 
mit dem Ende des Kalendermonats, in dem ein unvorhersehbares 
Überschreiten vorliegt und beginnt 12 Monate vorher. Wurde die 
Verdienstgrenze innerhalb des 12-Monats-Zeitraums in maximal 
4 Kalendermonaten nicht vorhersehbar überschritten, liegt ein gele-
gentliches Überschreiten und damit weiterhin ein Minijob vor.

Beispiel: Ein Minijobber arbeitet seit dem 1.1.2020 gegen ein 
monatliches Arbeitsentgelt in Höhe von 440 €. Vom 1.7. bis zum 
31.8.2021 vertritt er krankheitsbedingt eine Vollzeitkraft. Der Ver-
dienst erhöht sich im Juli und August 2021 auf monatlich 1.500 €. 
Dadurch, dass der Minijobber bereits im September und Dezember 
2020 Krankheitsvertretungen für Vollzeitkräfte übernommen hatte, 
wurde in diesen Monaten ebenfalls die 450-€-Grenze überschrit-
ten. Die Beschäftigung des Minijobbers bleibt auch für die Zeit vom 
1.7. bis zum 31.8.2021 ein Minijob, da innerhalb des maßgebenden 
12-Monats-Zeitraums die Verdienstgrenze maximal in 4 Kalender-
monaten nicht vorhersehbar überschritten wurde.

13. Auslegung der Zeitgrenzen bei kurzfristigen 
Beschäftigungen

Eine kurzfristige Beschäftigung liegt vor, wenn sie innerhalb eines 
Kalenderjahres auf längstens 3 Monate oder 70 Arbeitstage im 
Voraus begrenzt ist. Dabei gilt bisher die Grenze von 3 Monaten, 
wenn an mindestens 5 Tagen in der Woche gearbeitet wird, bei 
wöchentlich 4 oder weniger Arbeitstagen gilt die 70-Arbeitstage-
Grenze. Das Bundessozialgericht (BSG) hat nun mit seinem Urteil 
vom 24.11.2020 entschieden, dass die Zeitgrenzen gleichwertig zu 
beurteilen sind. So sind Beschäftigungen unabhängig von der Anzahl 
der Arbeitstage pro Woche kurzfristig, wenn sie länger als 3 Monate 
(1.3. - 31.10.2021 – 4 Monate), aber nicht länger als 70 Arbeits-
tage (1.3. - 31.10.2021 – 102 Arbeitstage) im Kalenderjahr ausgeübt 
werden. Gleiches gilt auch, wenn die Beschäftigung zwar mehr als 
70 Arbeitstage, aber nicht länger als 3 Monate dauert.

Im entschiedenen Fall handelte es sich um eine Beschäftigung aus 
dem Jahr 2010. Eine Aushilfskraft hatte vom 1.7. - 7.9.2010 an 5 Ta-
gen in der Woche gearbeitet. Die Richter des BSG stuften die Be-
schäftigung als kurzfristig ein, weil sie 49 Tage gearbeitet hatte und 
daher nicht über die 50-Tage-Grenze kam. Zu der Zeit galten noch 
die Zeitgrenzen 2 Monate oder 50 Arbeitstage.

14. Unfallschutz im Home-Offi ce

Arbeitsunfälle sind die Unfälle, die versicherte Personen infolge der 
versicherten Tätigkeit erleiden. Dabei ist es unerheblich, ob die ver-

sicherte Tätigkeit im Unternehmen oder im Home-Offi ce geleistet 
wird. Entscheidend ist, dass der Unfall im Zusammenhang mit der 
Arbeit stehen muss – was im Home-Offi ce jedoch nicht immer ganz 
leicht abzugrenzen ist. Auch wann ein Unfall passiert, ist nicht aus-
schlaggebend. Ein Arbeitnehmer ist grundsätzlich in den Arbeitsräu-
men und auf betriebsbedingten Wegen versichert. Betriebsbedingte 
Wege sind z. B. der Weg 

 » vom oder zum Drucker, Kopierer, Scanner, wenn dienstliche Un-
terlagen bearbeitet werden sollen und das Gerät in einem ande-
ren Raum steht

 » zur oder von der Haustür, wenn ein Paket mit Arbeitsunterlagen 
geliefert wird

 » vom oder zum Betrieb, wenn der Arbeitnehmer Unterlagen aus 
dem Unternehmen benötigt oder abgeben muss.

Mit einer vom Bundesrat am 28.5.2021 beschlossenen Gesetzes-
änderung wurde der Unfallversicherungsschutz bei der Heimarbeit 
ausgeweitet. Er beschränkt sich künftig nicht mehr auf sog. Be-
triebswege, etwa zum Drucker in einem anderen Raum, sondern 
auch auf Wege im eigenen Haushalt zur Nahrungsaufnahme oder 
zum Toilettengang. 

Darüber hinaus wird er bei Home-Offi ce-Tätigkeit auch auf Wege 
ausgedehnt, die die Beschäftigten zur Betreuung ihrer Kinder außer 
Haus zurücklegen.

15. Unfallversicherungsschutz auf dem 
Weg zur Arbeit – ausgehend von einem 
sog. dritten Ort

In zwei Urteilen hat das Bundessozialgericht (BSG) entschieden, dass 
für die Bewertung des Schutzes in der Gesetzlichen Unfallversiche-
rung im Fall der Wegeunfälle von einem sog. dritten Ort keine ein-
schränkenden Kriterien mehr gelten. Ein dritter Ort liegt dann vor, 
wenn der Arbeitsweg nicht von der Wohnung aus angetreten wird, 
sondern von einem anderen Ort, oder wenn der Arbeitsweg nicht an 
der Wohnung, sondern an einem anderen Ort endet. Erfasst sind z. B. 
die Wohnung von Freunden, Partnern oder Verwandten.

Das BSG hat in seinen Urteilen ausdrücklich klargestellt, dass es für 
den Versicherungsschutz insbesondere weder auf den Zweck des 
Aufenthaltes an dem dritten Ort noch auf einen Angemessenheits-
vergleich mit der üblichen Weglänge und Fahrzeit des Arbeitsweges 
ankommt. So ist es z. B. unerheblich, wenn anstelle des üblichen 
Arbeitsweges von 5 km eine Strecke von 200 km zurückgelegt wird. 
Es ist auch nicht hinderlich, wenn der Aufenthalt am dritten Ort rein 
privaten Zwecken dient. Entscheidend ist, ob der Weg unmittelbar 
zum Zweck der Aufnahme der berufl ichen Tätigkeit bzw. unmittelbar 
nach deren Beendigung zurückgelegt wird.


